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Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik

Rückblick auf die Sitzungen der 
Eurogruppe am 23. Mai 2022 und 
des ECOFIN-Rats am 24. Mai 2022

Eurogruppe

Auf der Tagesordnung der Eurogruppe am 
23. Mai 2022 standen makroökonomische und fis-
kalische Entwicklungen im Euroraum (einschließ-
lich Frühjahrsprognose der Europäischen Kom-
mission) sowie eine Aussprache zur Besetzung der 
Position des Geschäftsführenden Direktors des Eu-
ropäischen Stabilitätsmechanismus (ESM). In der 
Eurogruppe im inklusiven Format gab es eine er-
neute Aussprache zur Bankenunion.

Die Eurogruppe am 23. Mai 2022 beschäftigte sich 
vertieft mit den makroökonomischen und fiska-
lischen Entwicklungen im Euroraum, den wirt-
schaftlichen Auswirkungen der russischen Aggres-
sion in der Ukraine und den damit einhergehenden 
Herausforderungen.

Die Europäische Kommission informierte zunächst 
über die kürzlich veröffentliche Frühjahrsprognose 
und das am Tag der Eurogruppe veröffentlichte 
Frühjahrspaket des Europäischen Semesters  2022: 
Für den Euroraum erwartet die Europäische 
Kommission ein Wachstum des realen Bruttoin-
landsprodukts (BIP) von 2,7  Prozent, gefolgt von 
2,3 Prozent im kommenden Jahr. Für 2022 ergebe 
sich dadurch eine Abwärtsrevision um 1,3 Prozent-
punkte gegenüber der Winterprognose aus dem 
Februar, für  2023 um circa einen halben Prozent-
punkt. Die Europäische Kommission verwies zu-
gleich darauf, dass die Aufbau- und Resilienzfazi-
lität (Recovery and Resilience Facility, RRF) sich 
positiv auf die Investitionen auswirke und sich 
die Lage am Arbeitsmarkt verbessere. Die Inflati-
onsrate sei allerdings weiterhin deutlich erhöht. 
Die Europäische Kommission prognostizierte für 
den Euroraum und das Jahr  2022 eine Inflations-
rate von 6,1 Prozent (2023: 2,7 Prozent). Die Risiken 

für die Inflationsentwicklung seien in der aktuel-
len geopolitischen Lage weiter aufwärtsgerichtet. 
Insgesamt sei die Situation von hoher Unsicherheit 
gekennzeichnet.

Vor diesem Hintergrund und den verschlechter-
ten wirtschaftlichen Aussichten werde die allge-
meine Ausweichklausel des Stabilitäts- und Wachs-
tumspakts für das Jahr  2023 aufrechterhalten. 
Von der Einleitung neuer Defizitverfahren werde 
abgesehen.

Einleitend berichtete Bundesfinanzminister 
Christian Lindner seinen Kolleginnen und Kolle-
gen, dass das Inflationsgeschehen neben der Uk-
raine das zentrale Thema beim Treffen der G7-Fi-
nanzministerinnen und -Finanzminister in der 
Vorwoche gewesen sei. Die Inflation sei ein ernst-
zunehmendes Risiko für die weitere wirtschaft-
liche Entwicklung; ihre Bekämpfung müsse ent-
schlossen angegangen werden. Dabei spiele auch 
die Finanzpolitik eine wichtige Rolle. Der Bundes-
finanzminister hinterfragte mit Blick auf die aktu-
elle Datenlage die Entscheidung der Europäischen 
Kommission, die allgemeine Ausweichklausel akti-
viert zu halten. Er warb dafür, die mit der weiteren 
Aktivierung der allgemeinen Ausweichklausel ein-
hergehenden fiskalischen Spielräume nicht aus-
zunutzen, und bekräftigte, dass Deutschland zur 
Schuldenbremse zurückkehren werde. Er betonte 
generell die Bedeutung solider Staatsfinanzen und 
einer angebotsorientierten Wirtschaftspolitik.

Die Diskussion der Ministerinnen und Minis-
ter verdeutlichte, wie komplex die aktuelle Situa-
tion vor dem Hintergrund der zunehmenden Un-
sicherheiten ist. Einige Mitgliedsstaaten begrüßten 
die Pläne der Europäischen Kommission, die all-
gemeine Ausweichklausel nicht zu deaktivieren, 
ausdrücklich. Andere Mitgliedstaaten unterstri-
chen – auch mit Bezug auf den Tenor des Bundes-
finanzministers – zum Teil deutlich die Bedeutung 
der Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen.
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Die Ministerinnen und Minister zeigten sich be-
sorgt über das Inflationsgeschehen, insbesondere 
angesichts der hohen Energiepreise. Viele Ministe-
rinnen und Minister verwiesen auf die nationalen 
Maßnahmen zur Abfederung der hohen Energie-
kosten. Energiepolitische Unabhängigkeit sei zen-
tral. Mit Blick auf die Ausrichtung der Finanzpoli-
tik herrschte weitgehende Einigkeit darüber, dass 
es anzustreben sei, die Haushaltspolitiken in die-
sem unsicheren Umfeld so nachhaltig wie möglich 
zu gestalten. Hierzu ist eine vertiefte Diskussion in 
den kommenden Monaten zu erwarten. Der Präsi-
dent der Eurogruppe Paschal Donohoe plant, bei 
der Juli-Eurogruppen-Sitzung eine Erklärung über 
den haushaltspolitischen Kurs für das nächste Jahr 
zu verabschieden.

Die Ministerinnen und Minister tauschten sich 
auch zur Besetzung der Position des Geschäfts-
führenden Direktors des ESM in der anstehenden 
Nachfolge von Klaus Regling aus. Die verbindli-
che Wahl des neuen Geschäftsführenden Direktors 
wird durch den Gouverneursrat des ESM voraus-
sichtlich auf seiner Jahrestagung am 16.  Juni 2022 
mit qualifizierter Mehrheit erfolgen.

Unter „Verschiedenes“ beschäftigte sich die Eu-
rogruppe mit den gesamtstaatlichen Haushalts-
planentwürfen Deutschlands und Portugals und 
nahm ein Statement hierzu an. Deutschland und 
Portugal begrüßten die positive Einschätzung der 
Europäischen Kommission. Bundesfinanzminister 
Lindner erläuterte, dass der Haushalt die aktuellen 
Krisensituationen – COVID-19-Pandemie und Uk-
rainekrieg – widerspiegele. Deutschland nutze eine 
agile Haushaltspolitik, die gezielte vorübergehende 
Maßnahmen einsetze, um die Auswirkungen der 
Krisen abzumildern. Es gehe um die richtige Ba-
lance, gerade auch mit Blick auf Inflationsrisiken. 
Der Haushaltsplanentwurf 2022 ziele zugleich dar-
auf ab, die fiskalische Resilienz zu erhöhen und fis-
kalische Spielräume zu stärken. Es werde erwar-
tet, dass die Schuldenstandsquote von 69,3 Prozent 
des BIP im Jahr 2021 auf 66 ¾ Prozent des BIP im 
Jahr 2022 falle.

Bei der Eurogruppe im inklusiven Format am 
23. Mai 2022 tauschten sich die Ministerinnen und 
Minister erneut vor dem Hintergrund des Arbeits-
auftrags vom Euro-Gipfel im Dezember  2021 zur 
Weiterentwicklung der Bankenunion aus. Der Eu-
ro-Gipfel hatte den bestehenden Auftrag an die Eu-
rogruppe im inklusiven Format bekräftigt, einen 
Arbeitsplan für alle noch ausstehenden Elemente 
auszuarbeiten, der den Weg zur Vollendung der 
Bankenunion weist.

Eurogruppen-Präsident Donohoe hatte vor der Eu-
rogruppe einen überarbeiteten, detaillierten vor-
läufigen Vorschlag für einen Arbeitsplan zu den 
diskutierten Elementen vorgelegt. Er umfasst die 
Einführung eines gemeinsamen Rückversiche-
rungsschutzes von Einlegern, die Förderung der 
Diversifizierung von Staatsanleiherisiken von Ban-
ken, die Verbesserung des Umgangs mit Banken in 
der Krise und die Schaffung eines stärker integrier-
ten Markts für Bankdienstleistungen.

Die Ministerinnen und Minister nutzten die Ge-
legenheit für eine erneute vertiefte Aussprache 
und bedankten sich beim Eurogruppen-Präsiden-
ten für das Fortführen der Arbeiten. Es hat sich er-
neut gezeigt, dass noch weiterer Diskussionsbedarf 
besteht, da zum Teil noch deutliche Vorbehalte zu 
allen vier Workstreams bestanden und viele Mit-
gliedstaaten auf die noch fehlende Balance bei den 
vier Elementen hingewiesen haben.

Die Bundesregierung machte erneut deutlich, dass 
für eine Verbesserung der Ausgewogenheit im Ar-
beitsplanentwurf weitere Arbeit erforderlich sei. 
Insbesondere die Funktionsfähigkeit von Institu-
tionssicherungssystemen müsse erhalten werden 
und es müsse Fortschritte beim Thema Staatsanlei-
herisiken geben.

Eurogruppen-Präsident Donohoe erklärte, dass er 
noch nicht mit einer Einigung gerechnet habe und 
weitere Verhandlungen im Juni vorbereiten werde.

62



A
kt

ue
lle

 W
irt

sc
ha

ft
s-

 u
nd

 F
in

an
zl

ag
e

63

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik

Monatsbericht des BMF 
Juni 2022

ECOFIN-Rat

Auf der Tagesordnung des Treffens der ECOFIN-Mi-
nisterinnen und -Minister am 24. Mai 2022 standen 
u. a. wirtschaftliche und finanzielle Folgen der Uk-
raine-Krise, wirtschaftliche Erholung, Nachberei-
tung der Treffen der G20-Finanzministerinnen und 
-Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen 
und -Notenbankgouverneure und die Gruppe der 
Weisen über die Zollunion.

Unter dem Tagesordnungspunkt „Wirtschaftliche 
und finanzielle Folgen der russischen Aggression 
gegen die Ukraine“ widmeten sich die ECOFIN-Mi-
nisterinnen und -Minister schwerpunktmäßig der 
kurz- und langfristigen finanziellen Unterstützung 
der Ukraine sowie den Sanktionen.

Der Leiter der Europa-Abteilung des Internationa-
len Währungsfonds (IWF) Alfred Kammer analy-
sierte kurz die Situation: Zur Abfederung der Aus-
wirkungen des Kriegs und zur Vorbereitung des 
Wiederaufbaus bestehe in der Ukraine ein Finan-
zierungsbedarf von monatlich 5 Mrd. Euro für die 
nächsten drei Monate. In der Phase des Wiederauf-
baus sei eine Koordinierung der Geberländer sehr 
wichtig.

Die Europäische Kommission erläuterte ihre we-
sentlichen Überlegungen zur kurz- und langfristi-
gen finanziellen Unterstützung der Ukraine sowie 
den Stand der Umsetzung der Sanktionen. Für die 
vorgeschlagene Makrofinanzhilfe zur kurzfristigen 
Liquiditätssicherung über 9 Mrd. Euro an Darlehen 
bedürfe es nationaler Garantien. Aus Sicht der Euro-
päischen Kommission könnte die erste Auszahlung 
noch vor dem Sommer erfolgen. Darüber hinaus 
solle es eine Zuschusskomponente für Zinszahlun-
gen geben.

Bundesfinanzminister Christian Lindner bekräf-
tigte, dass Russland den Krieg nicht gewinnen dürfe 
und dass die Europäische Union (EU) der Ukraine 
zur Seite stehe. Der Wiederaufbau sei in unserem 
Interesse und in unserer Verantwortung als Nach-
bar der Ukraine und enger EU-Partner. Eine enge 
internationale Zusammenarbeit mit der G7, den 

USA, der Weltbank und dem IWF sei wichtig; die EU 
habe aber im Vergleich zu den USA besondere Las-
ten zu tragen, insbesondere durch die Aufnahme 
der Flüchtlinge und die Reduzierung der Energie-
abhängigkeit von Russland. Es bedürfe einer Aus-
weitung der Sanktionen gegenüber Russland.

Bundesfinanzminister Lindner führte auch zu 
den Ergebnissen des G7-Treffens vom 19.  und 
20. Mai 2022 aus. Die bislang im Jahr 2022 mobili-
sierte kurzfristige Budgethilfe von 19,8  Mrd.  Euro 
müsse durch Zuschüsse und Darlehen anderer 
Einrichtungen weiter ergänzt werden. Deutsch-
land stelle einen Zuschuss in Höhe von 1 Mrd. Euro 
zur Verfügung und habe in der Vergangenheit 
500 Mio. Euro an Darlehen an die Ukraine gegeben. 
Er betonte, dass aus Sicht der Ukraine insbesondere 
die Erhaltung der Zahlungsfähigkeit sowie die Auf-
rechterhaltung der zentralen Staatsaufgaben im 
Vordergrund stehe, wofür vordringlich Zuschüsse 
benötigt würden.

Mit Blick auf den Kommissionsvorschlag ei-
ner außergewöhnlichen Makrofinanzhilfe über 
9 Mrd. Euro an Darlehen hob er hervor, dass die Uk-
raine Zuschüsse bevorzuge. Er warnte vor einer ge-
meinschaftlichen Schuldenaufnahme jedenfalls für 
nicht rückzahlbare Zuschüsse.

Bei der Beschlagnahmung eingefrorenen russischen 
Vermögens handele es sich um eine mittelfristig zu 
führende Diskussion. Zunächst müsse der Ukraine 
geholfen werden, den Krieg zu gewinnen und die 
kurzfristige Zahlungsfähigkeit sicherzustellen.

In der Aussprache gab es eine grundsätzliche Zu-
stimmung der Mehrheit der wortnehmenden Mit-
gliedstaaten für die von der Europäischen Kom-
mission vorgeschlagene außergewöhnliche 
Makrofinanzhilfe. Eine Vielzahl von Mitgliedstaa-
ten hatte allerdings noch Klärungsbedarf zur Aus-
gestaltung des Vorschlags.

Eine Gruppe osteuropäischer Mitgliedstaaten 
sprach sich für mehr Unterstützung der durch 
den Krieg in der Ukraine besonders betroffe-
nen EU-Mitgliedstaaten aus; gegebenenfalls 
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durch ein neues Instrument oder Anpassung der 
Kohäsionsregelungen.

Im Rahmen der Diskussion zu den Sanktionen 
sprachen sich viele Mitgliedstaaten für eine ein-
heitliche Umsetzung aus. Eine Gruppe von Mit-
gliedstaaten befürwortete, sich eingehender mit 
der Beschlagnahmung und Verwendung eingefro-
renen russischen Vermögens und den rechtlichen 
Aspekten zu beschäftigen.

Die Europäische Kommission erwiderte, dass es zu 
früh für eine Bezifferung der langfristigen Unter-
stützungsmaßnahmen sei. Auch wenn die Ukraine 
Zuschüsse bevorzuge, stelle sich die Frage der Fi-
nanzierung. Der französische Vorsitz schlussfol-
gerte, dass man sich die Frage der Zuschüsse und 
Darlehen genauer anschauen müsse, aber insge-
samt große Eilbedürftigkeit bei den Finanzhilfen 
bestehe.

Im Rahmen des Tagesordnungspunkts zur wirt-
schaftlichen Erholung gab die Europäische Kom-
mission einen Überblick über die Umsetzung der 
RRF und erläuterten die wesentlichen Elemente 
von REPowerEU und deren Verknüpfung mit der 
RRF sowie den nationalen Aufbau- und Resilienz-
plänen (ARP). Nach aktuellem Stand seien 24 ARP 
verabschiedet und bereits rund 100 Mrd. Euro aus-
gezahlt worden.

Durch REPowerEU solle die Abhängigkeit von fossi-
len russischen Energiequellen reduziert und eine re-
silientere Energieversorgung erreicht werden. Die 
RRF spiele bei der Erreichung der Ziele von REPow-
erEU eine zentrale Rolle und solle weiter aufgestockt 
werden. Eine Verknüpfung werde durch das Euro-
päische Semester erreicht: Die Länderspezifischen 
Empfehlungen seien u. a. mit Blick auf die Umset-
zung von REPowerEU-Zielen formuliert worden.

Der Vertreter der Bundesregierung äußerte, er sei 
mit REPowerEU im Allgemeinen einverstanden. 
Gleichwohl blieben noch Fragen offen, insbeson-
dere hinsichtlich der Umsetzung im Rechtsrahmen 
von Next Generation EU und der RRF. Dieser müsse 
eingehalten werden, da der spezifische und zeitlich 

befristete Charakter der RRF, welche zur Bekämp-
fung der Folgen der COVID-19-Pandemie gedacht 
sei, bestehen bleiben müsse. Deutschland zeigte sich 
bezüglich der Finanzierung kritisch hinsichtlich der 
Nutzung der Marktstabilitätsreserve des EU-Emissi-
onshandelssystems, da die Zielsetzung der langfris-
tigen CO2-Preisstabilisierung unterlaufen werden 
könne.

Neben einer allgemeinen Zustimmung zur Zielset-
zung von REPowerEU äußerten in der kurzen Aus-
sprache einige Mitgliedstaaten Kritik an der Nutzung 
des bestehenden Verteilungsschlüssels der RRF. Ne-
ben Deutschland kritisierten auch weitere Mitglied-
staaten die Nutzung der Marktstabilitätsreserve des 
EU-Emissionshandelssystems zur Finanzierung.

Die Europäische Kommission stellte bezüglich der 
Weiterentwicklung der Zollpolitik den Bericht der 
Gruppe der Weisen „Putting more Union in the Eu-
ropean Customs: Ten proposals to make the EU Cus-
toms fit for a Geopolitical Europe“ vor.

Die Europäische Kommission erklärte, dass es an der 
Zeit sei, die Zollunion auf die nächste Stufe zu heben 
und sie mit einem stärkeren Rahmen auszustatten. 
Hierzu sei eine Reform des Zolls notwendig. Durch 
Brexit, Corona-Pandemie und Ukrainekrieg sei die 
Wichtigkeit und Rolle des Zolls wieder verstärkt öf-
fentlich in Augenschein getreten. Gerade vor dem 
Hintergrund der neuen Herausforderungen wür-
den Kontrollen immer wichtiger werden; hierfür be-
dürfe es einer echten europäischen Zollunion statt 
wie bisher 27 Zollverwaltungen.

Die Europäische Kommission werte aktuell den von 
der Gruppe der Weisen vorgelegten Abschlussbe-
richt und seine Empfehlungen zur Fortentwicklung 
der Zollunion aus. Innerhalb der nächsten vier Mo-
nate solle eine Reflexionsgruppe mit den Mitglied-
staaten etabliert werden. Ziel seien konkrete Legis-
lativvorschläge der Europäischen Kommission für 
den Herbst 2022.

Wortmeldungen seitens der Mitgliedstaaten gab es 
nicht.
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